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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Sozialabkommen der Brüsseler Vertragsstaaten 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
23, März 1956 
- Drucksache 2163 - 


Auf Grund des Besclilusses des Deutschen Bundestages vom 23. März 
1956 berichte ich nach Fühlungnahme mit dem Herrn Bundes- 
minister des Innern folgendes: 

1. Übereinkommen über Grenzgänger und über Gastarbeitnehmer 

Die Vertreter der Bundesregierung haben anläßlich der 1. Tagung 
des Sozialausschusses der Westeuropäischen Union, die in der 
Zeit vom 25. bis 28. Oktober 1955 in London stattgefunden 
hat, zu erkennen gegeben, daß die Bundesregierung einen Bei- 
tritt der Bundesrepublik Deutschland zu den Übereinkommen 
über Grenzgänger und über Gastarbeitnehmer begrüßen würde. 
Der Rat der Union hat daraufhin auf seiner 44. Tagung am 
2L März 1956 die Bundesrepublik eingeladen, diesen beiden auf der 
Fünf-Mächte-Ebene der vormaligen Organisation des Brüsseler 
Vertrages abgeschlossenen Verträgen beizutreten. Es kann damit 
gerechnet werden, daß sich das Generalsekretariat der Union in 
Kürze mit der Bundesregierung wegen der Formalitäten des 
Beitritts in Verbindung setzen wird. 

2. Übereinkommen über Soziale Sicherheit 

Mit Rücksicht auf das zur Zeit im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl in Vorbereitung befindliche 
Übereinkommen über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeiter, 
das in seiner jetzigen Form den Betroffenen einen stärkeren 
Sozialversicherungsschutz als das Übereinkommen der Organisation 
des Brüsseler Vertrages bietet, will die Westeuropäische Union 
zunächst das Ergebnis dieser noch nicht abgeschlossenen Bera- 
tungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl abwarten und erst dann entscheiden, ob sie die Bundes- 
regierung einladen wird, auch diesem Übereinkommen beizutreten. 


DmdlE: Buchdriickerel Peter Meier, Bulsdorf/Slegbarg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



3. Übereinkommen über soziale und medizinische Fürsorge 

Der Bundestag hat in seiner 138. Sitzung am 23. März 1956 
das Zustimmungsgesetz zum Europäischen Fürsorgeabkommeii 
des Europarats vom 11. Dezember 1953 in zweiter und dritter 
Lesung verabschiedet. Das Gesetz hat den Bundesrat am 20. April 
1956 in zweiter Lesung durchlaufen und soll umgehend ver- 
kündet werden. Die Ratifizierung des Europäischen Fürsorge- 
abkommens durch die Bundesrepublik soll unverzüglich erfolgen. 
Unter diesen Umständen hält die Bundesregierung den Beitritt 
der Bundesrepublik zu den Fürsorgeabkommen der vormaligen 
Organisation des Brüsseler Vertrages für entbehrlich. Die genann- 
ten Abkommen haben bei der Ausarbeitung des Europäischen 
Fürsorgeabkommens als Modell gedient, und das Europäische 
Fürsorgeabkommeii ist von sämtlichen Mitgliedern des Europa- 
rats und damit auch von den Staaten der vormaligen Organi- 
sation des Brüsseler Vertrages unterzeichnet worden. Mit Rück- 
sicht auf das allen Mitgliedstaaten des Europarats zur Ratifi- 
zierung offenstehende Europäische Fürsorgeabkommen hält die 
Westeuropäische Union nach dem jetzigen Stand der Beratungen 
einen Beitritt der Bundesrepublik zu dem Fürsorgeabkommen 
der Organisation des Brüsseler Vertrages ebenfalls nicht für 
erforderlich. 

Die Bundesregierung würde den Beitritt weiterer Mitgliedstaaten 
des Europarats zu den sozialpolitischen Abkommen der Westeuro- 
päischen Union als einen Beitrag zur europäischen Integration 
begrüßen. Sie wird sich wie bisher auch im. Rahmen der West- 
europäischen Union hierfür nach Kräften einsetzen. So haben die 
Vertreter der Bundesregierung mit den Regierungsvertretern der 
anderen JMitgÜedstaaten der Westeuropäischen Union auf der 
3. Tagung des Sozialkomitees des Europarats (24. bis 27. April 1956) 
den anderen Mitgliedsraaten des Europarats den Beitritt zum Abkommen 
über die Gastarbeitnehmer empfohlen. 


Storch 



